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Stadtplanungsamt Flensburg,  den 27 .04.1995
Herr Klang/gsfi0BB7

Besnündung

für  den Bebauungsplan "Ehemal ige Dubnrg-Kaserne" (Nr.  176)

Planbereich

Der Planbereich liegt auf der Westlichen Höhe und ist der nördlichen Innen-
stadt benachbart. Er wird begrenzt durch:

- im Norden: die nördliche Grenze des Flurstückes 246 der Flur E 48, die öst-
lichen Grenzen der Flurstücke 237 der Flur E 48 und 303 der
Flur E 47 , die nördlichen Grenzen der Flurstücke 368, 394 und
395 der Flur E 47, die östliche Grenze des Flurstuckes 395 der
Flur E 47, die nördliche Grenze des Flurstuckes 394 der Flur
E 47 sowie die Jens-Due-Straße,

- im Osten: die Duburger Straße,

- im Süden: die Waldstraße,

- im Westen: die Eckenerstraße.

Rechtliche Vorschriften

2.1 Rechtsqrundlaoen

Grundlagen für die Aufstellung des Bebauungsplanes sind das Bauge-
setzbuch (BauGB) mit den auf ihm beruhenden Rechtsverordnungen wie
z. B. die Baunutzungsverordnung (BauNVO), die Planzeichenverord-
nung (PlanzV) sowie die Landesbauordnung (LBO).

2.2 Flächennutzunosplan

Der Bebauungsplan wurde gemäß $ B BauGB aus dem Flächennut-
zungsplan entwickelt, der den Planbereich als gemischte Baufläche und
als Wohnbaufläche darstellt.

2.3 FruhereVorschriften

Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes
Nr. 176 wird mit dessen Inkrafttreten der Bebauungs- und Fluchtlinien-
plan fur das Gebiet Flurstraße, Waldstraße, Duburger Straße und Hoch-
straße (218, förmlich festgestellt am 02.10.'196'1 ) aufgehoben
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2.4 Weitere Vorschriften

Der Planbereich unterliegt der Stadtverordnung zum Schutze Cer Bäume
in der Stadt Flensburg vom02.02.1988.

3" Gr_qinde für disr _Planaufstel!unq

Die im öst l ichen Planbereich l iegende ehemal ige Duburg-Kaserne wurde sei t
1945 nicht mehr als solche genutzt. Lediglich im nördlichen Quergebäude un-
terhält die Bundeswehr derzeit noch eine Kleiderkammer, deren Verlegung an
einem anderen Standort jedoch bereits geplant ist. Fur die anderen Gebäude
bestand in den letzten Jahren keine Nachfrage mehr; sie wurden abgebro-
chen. lm Gelände möchte nunmehr die Bundesanstalt fur Arbeit einen drin-
gend benötigten Neubau fur das Arbeitsamt Flensburg errichten. Um eine ge-
ordnete städtebauliche Entwicklung in diesem Bereich zu sichern, ist die Auf-
stellung eines Bebauungsplanes erforderlich.

4. Städtebauliche Maßnahmen

4.1 Art der baulichen Nutzunq

Das Grundstück der ehemaligen Duburg-Kaserne, auf dem im Westteil
bereits das Hauptzollamt errichtet wurde, wird nunmehr als Mischgebiet
(Ml) ausgewiesen. Der westliche Teil des Planbereichs an der Wald-
und Eckenerstraße wird entsprechend der bestehenden und zu erhalten-
den Wohnbebauung mit drei- bis viergeschossigen Wohngebäuden als
"Allgemeines Wohngebiet" (WA) festgesetzt.

4.2 Maß der baul ichen Nutzunq, Bauweise

Die Bundesanstalt für Arbeit hat fur den Neubau des Arbeitsamtes einen
Architektenwettbewerb durchgeführt. Aufgabe war es, nicht nur einen
optirnalen Entwurf des Arbeitsamtes zu entwickeln , sondern insbeson-
dere auch eine gute Einfugung des Bauvorhabens in die städtebauliche
Situation von Duburg zu gewährleisten und den vorhandenen Groß-
baumbestand entsprechend seiner Erholungswürdigkeit zu berücksichti-
gen. Die Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung der überbauba-
ren Fläche und der Bauweise berucksichtigen das Ergebnis dieses
Wettbewerbs. Die textliche Festsetzung Nr. 5 bezieht sich auf die Eck-
bebauung Waldstraße/Eckenerstraße. Durch sie soll die aus städtebau-
lichen Gründen erforderliche Erhaltung des Orts- und Straßenbildes ge-
sichert werden und, da weitere öffentliche Belange nicht entgegenste-
hen, kann die Überschreitung gemäß S 17 Abs. 2 zugelassen werden.



4.ö Grünordner ische Maßnahmen

Die Beurteilung von Eingriff und Ausgleich nach $$ 7 und B Landschafts-
pflegegeseiz in Verbindung mit $ 6 Landschafispflegegeseiz geschieht
unter der Prämisse der vorhandenen ehemal igen Bebauung und Nut-
zung sowie der zukunft igen Bebauung und Nutzung. Der Raum des ehe-
maligen Kasernengeländes war gebäudemäßig in U-Form aufgeteilt, wo-
bei sich die Raumöffnung in Richtung Waldstraße ergab. Der rnitt ige
Exerzierplatz dieses Kasernengeländes dokumentierte sich in der Zwi-
schenzeit nach einer Nichtnutzung der Gebäude und des Geländes
durch ein parkähnliches Baumensemble. Entscheidend war bei der Be-
urteilung des Eingriffs und des Ausgleichs daher die Erhaltung und För-
derung des Baumensembles in seiner parkartigen Ausprägung. Insbe-
sondere war entscheidend die Erhaltung der Kastanienreihen und deren
Einbeziehung in die zukürnftige Nutzung und Gestaltung der Freiräume.
Gleichzeitig waren hiermit Blickbezuge aus stadtgestalterischen Erwä-
gungen heranzuziehen. Auf der Grundlage des Antrages des Landes-
bauamtes vom 13.O4.1989 hat das Umwelt- und Grünamt mit Bescheid
vom 03.05.1989 eine Ausnahmegenehmigung nach der Satzung zum
Schutze der Bäume in der Stadt Flensburg vom 02.02.'1988 erteilt. Die
Ausnahmegenehmigung betraf das Fällen von Bäumen, die aus pflege-
rischen sowie aus baulichen Erwägungen entfernt werden mußten.
Gleichzeitig mit dieser Fällgenehmigung wurde die Auflage zur Neu-
pflanzung von Bäumen nach einem vorgelegten Bestands- und Baum-
entwicklungsplan aufgenommen. Zu dem damaligen Zeitpunkt wurde die
Fällgenehmigung von 70 Bäumen erteilt mit der Maßgabe einer Ersatz-
pflanzung von 100 Bäumen.

Erschließunq

Der Planbereich ist durch die begrenzenden Straßen ausreichend er-
schlossen. Durch den Neubau des Arbeitsamtes wird sich der Zielver-
kehr fur die Waldstraße und die Duburger Straße erhöhen. Um einen
un gestörten Verkehrsab I auf zu g ewährlei sten, werden I etztgenannte
Straßen entsprechend ausgebaut. Die Zahl der Grundstückszufahrten
soll durch Zusammenlegen und gemeinsame Nutzung verringert werden.

Park- und Stel lp lätze

Der vorgesehene Parkplatz an der Waldstraße sowie die Parkplätze in
der Längsaufstellung an der Eckenerstraße und der Duburger Straße
bieten ausreichend Parkmög I i chkeiten. D ie erforderl ichen Kfz-Stel I plätze
sind auf den jeweil igen Baugrundstücken unterzubringen.

4.4
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4.6 lmmissionsschutz

4.6.1 Nach der Verkehrslärmkarte der Siadt s ind im Planbereich Lärm-
schutzmaßnahmen erforderlich, weil die Planungsrichtpegel so-
wohl zur Tages-, als auch zur Nachtzeit uberschritten werden. Da
Flächen fur den aktiven Lärmschutz (zum Bau von Lärmschutz-
wänden) nicht zur Verfügung stehen, können annehmbare Ver-
häl tn isse nur durch Schal lschutzmaßnahmen an den Gebäuden
erreicht werden. Fur die straßenseitigen Außenbauteile der Häu-
ser (Außenwände, Dächer und Fenster) werden deshalb durch
textl iche Festsetzungen Schallschutzmaßnahmen vorgeschrie-
ben. ln den vom Verkehrslärm abgewandten Hofseiten l iegen die
Schal lpegel  nach Ermit t lungen in vergleichbaren Si tuat ionen un-
ter den zulässigen Werten, so daß keine schallschützenden Maß-
nahmen erforderlich sind.

4.6.2 Sportstättenlärm
Nach den Meßergebnissen des städtischen Gesundheitsamtes
vom 30.10.1993 sind in den dem Sportplatz zugewandten Wohn-
gebäuden Lärmschutzmaßnahmen erforderlich, da bei einem
Punktspiel am 30.10. die Lautstärke einer Zuschauerbaßtrommel
den Mittelungspegel um einige dB überschritt. Da extreme Geräu-
sche, wie die Zuschauerbaßtrommel, nicht ausgeschlossen wer-
den können, können annehmbare Verhältnisse nur durch Schall-
schutzmaßnahmen an den Gebäuden erreicht werden. Für die
dem Sportplatz zugewandten Außenbauteile der Häuser (Außen-
wände, Dächer und Fenster) werden deshalb durch textliche Fest-
setzungen Schal lschutzmaßnahmen vorgeschrieben.

4.7 Flächensliederung

Allgemeines Wohngebiet:
Mischgebiet:
Verkehrsflächen:
Gesamtfläche:

ca. 1,5 ha
ca. 3,2 ha
ca. 1,3 ha
ga-q'A tlE

5. Sonstiqes

5.1 Erschl ießungskosten

Zur Erschl ießung des Plangebietes ist der Umbau der Duburger Straße
und der Waldstraße erforderlich. Diese Straßen dienen dem innerört-
lichen Verkehr. Nach $ B Kommunalabgabengesetz i.V.m. der Straßen-
beitragssatzung können fur die Fahrbahnen 50 % und für die Fuß- und
Radwege 60 % der beitragsfähigen Kosten auf die Eigentumer bzw.
Erbbauberechtigten der Grundstücke umgelegt werden, denen der Aus-
bau Vorteile bringt. Die Kosten fur Abbiegespuren auf Grundstucke, die
Mehrkosten verursachen, sollen gemäß $ 27 des Straßen- und Wegege-
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setzes den Eigentümern dieser Grundstucke auferlegi werden. Kosten
für die Grundstücksentwässerung entstehen den Grundstückseigentu-
mern bzw. Erbbauberechtigten nur dann, wenn neue Anschlüsse an den
Straßenkanal gelegi werden müssen.

5.2 Ver- und Entsorgung

Die Versorgung mit Strom, Wasser und Fernwärme und die Abfallbesei-
tigung sind gesichert. Die Entwässerung erfolgt uber die zentrale Kläran-
lage der Stadt.

5.3 Folgeeinr ichtunqen

Die notwendigen Gemeinbedarfseinrichtungen sowie die der Versorgung
der Kommunikat ion dienenden Einr ichtungen sind in der unmit te lbaren
Umgebung vorhanden.

Offentl icher Personennahverkehr

In allen, das Plangebiet begrenzenden
l in ien.

Straßen verlaufen Omnibus-
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